
von den Gerichten oder den gesellschaftlichen Rechts- 
pfiegeorganen verhängten Maßnahmen in den Mittel­
punkt der Betrachtungen gerückt werden. Die Bedin­
gungen, die es verhindert haben, daß die von der 
Gesellschaft gegen den Rückfalltäter2 angewandten Er­
ziehungsmaßnahmen voll wirksam geworden sind, fin­
den sich in den Unzulänglichkeiten und Fehlern, die im 
Ermittlungsverfahren, in der Hauptverhandlung oder 
in den Beratungen der Konflikt- oder Schiedskommis­
sion in der Urteilsfindung, der Art und Weise und 
Dauer der Strafvollstreckung sowie in der Wieder­
eingliederung des Rechtsbrechers begangen worden 
sind.

Das Ermittlungsverfahren bei Rückfallstraftaten

Der Hauptmangel in der Tätigkeit der Untersuchungs­
organe bei der Aufklärung von Rückfalldiebstählen 
zeigt sich nach unseren Erfahrungen in der gegenwär­
tigen Praxis darin, daß die Rückfalldiebstähle wie 
Ersttaten behandelt werden. Die Ermittlungen zur Per­
son und zu den Ursachen beziehen sich in der Regel 
nur auf die zuletzt begangene Straftat. Das strafrechts­
widrige Verhalten des Täters wird demnach von seiner 
gesamten bisherigen kriminellen Verhaltensweise 
künstlich isoliert. Eine solche Einengung verhindert es, 
bis zu den Ursachen und Bedingungen des w i e d e r ­
h o l t e n  Straffälligwerdens vorzudringen, ge­
schweige denn die Schlüsselfrage zu beantworten, 
w e s h a l b  die bisher gegen den Täter angewandten 
Erziehungsmaßnahmen erfolglos geblieben sind. Da­
durch begeben wir uns der Möglichkeit, die als Be­
dingung für die weitere Kriminalität wirksam gewor­
denen Fehler in der früheren Behandlung des Rechts­
brechers zu erkennen und die notwendigen Schluß­
folgerungen hieraus für die nunmehr anzuwendenden 
Maßnahmen zu ziehen.
Die Ermittlungsorgane müssen davon ausgehen, daß 
sie einen Rückfalldiebstahl zu untersuchen haben. 
Dazu genügt es nicht, einen Strafregisterauszug zu den 
Akten zu nehmen, um den Nachweis einer früheren 
Kriminalität führen zu können. Wir halten es für not­
wendig, bereits im Ermittlungsverfahren — und nicht 
erst, wie es üblich ist, bei der Anklageerhebung — die 
Vorstrafenakten beizuziehen.
Um die Persönlichkeit des Beschuldigten und seine ge­
samte bisherige Verhaltensweise gründlich erforschen 
zu können, muß dem Untersuchungsorgan mehr be­
kannt sein als nur der Grund und das Ergebnis voran­
gegangener Verurteilungen. Der entscheidende Schritt 
zu den Ursachen und Bedingungen des wiederholten 
Straffälligwerdens kann nur dann getan werden, wenn 
das Untersuchungsorgan die Intensität, die Motive, die 
Rückfallintervalle, die Führung im Strafvollzug, die 
Maßnahmen bei der Wiedereingliederung und das Ver­
halten des Täters bis zur nächsten Straftat kennt. Diese 
Faktoren in ihrer Gesamtheit ergeben den Blickwinkel, 
aus dem die zur Ermittlung stehende Straftat zu be­
trachten ist. Aus ihnen ergeben sich jene Hinweise, die 
für die Anklageerhebung, die richtige Urteilsfindung, 
den Strafvollzug und auch bereits für die Formen und 
Methoden der Wiedereingliederung bedeutungsvoll 
sind. Die in dieser Hinsicht von den Untersuchungs­
organen begangenen Unterlassungen können auch in 
der Hauptverhandlung nicht mehr ausgeglichen wer­
den. Damit bleiben jene Ursachen und Bedingungen 
unerforscht, die zum Rückfall geführt haben. Sie wer­
den nicht ausgeräumt, existieren fort und begünstigen 
eine erneute Straffälligkeit. Der verhängnisvolle Kreis­
lauf ist nicht durchbrochen worden.

2 Gemeint sind hier nicht nur die Rückfalltäter im Sinne des 
Gesetzes, sondern alle erneut straffällig gewordenen bzw. vor­
bestraften Personen.

Der notwendige Wandel in der Ermittlungstätigkeit 
wird sich nur dann allgemein durchsetzen, wenn die 
Staatsanwaltschaft die Untersuchungsorgane auf die 
besonderen Pflichten bei der Ermittlung von Rückfall­
straftaten stärker orientiert und nicht mehr akzeptiert, 
daß im Mittelpunkt der kriminalpolizeilichen. Unter­
suchung ausschließlich die letzte strafbare Handlung 
steht. Die tiefgründige, allseitige und wissenschaftlich 
exakte Untersuchung der Tat und der Täterpersönlich­
keit, wie sie der Staatsrat von den Rechtspflegeorganen 
mit Recht verlangt, ist eine unabdingbare Vorausset­
zung für eine planmäßige und zielgerichtete Zurück- 
drängung der Rückfallkri minalität.

Die Rechtsprechung bei Rückfallstraftaten
Aufgabe des Gerichts bei der Beurteilung einer Rück­
fallstraftat ist es — ausgehend von dem erschöpfenden 
Ermittlungsergebnis — zu erforschen, welche Maßnah­
men notwendig und geeignet sind, den Täter nicht nur 
von einer gesellschaftsschädigenden Verhaltensweise 
abzubringen, sondern ihn zu einem bewußt und frei­
willig die Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
achtenden Bürger zu erziehen. Dabei sind Zwang und 
Überzeugung als Methoden der Erziehung keine gleich­
wertigen Mittel, um das von der Gesellschaft ge­
wünschte Verhalten eines Menschen zu erreichen. Mit 
Recht weist S c h a r g o r o d s k i 3  darauf hin, daß an 
erster Stelle die Überzeugung stehen muß. Der Vorzug 
der Überzeugung besteht darin, daß bei einem Menschen, 
der überzeugt ist oder wird, überhaupt keine Trieb­
kräfte für ein gesellschaftswidriges Verhalten entstehen 
oder bestehenbleiben. Demgegenüber führt der Zwang 
zunächst nur dazu, daß schon vorhandene Triebkräfte 
für ein gesellschaftswidriges Verhalten durch das Be­
wußtsein der Unvermeidlichkeit des Zwanges und der 
damit für den Rechtsbrecher verbundenen Nachteile 
unterdrückt oder verdrängt werden. Mit einem Unter­
drücken oder Verdrängen irgendwelcher Triebkräfte 
für ein gesellschaftswidriges Verhalten kann aber der 
Erziehungsprozeß noch nicht abgeschlossen sein. Im 
Ergebnis der erzieherischen Einwirkung auf den Rück­
falltäter mit den (unterschiedlichen) Mitteln des Zwan­
ges muß der Verurteilte zu einem bewußten und frei­
willigen Einordnen in die Regeln des sozialistischen Zu­
sammenlebens bestimmt werden. Erst dann besitzt die 
sozialistische Gesellschaft die Gewähr, daß die Trieb­
kräfte und die Ursachen für ein wiederholtes straf­
bares Verhalten ausgeräumt sind.
Ohne Zweifel muß sich der staatliche Zwang in Form 
der Freiheitsstrafe gegen jene Rückfalltäter richten, bei 
denen die grundsätzliche und konstante Mißachtung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit das Bindeglied zwi­
schen den einzelnen strafbaren Handlungen ist. S t r e i t  
sagt richtig, daß, „ohne zu schwanken, die Mittel des 
Zwanges, der harten Bestrafung gegenüber böswilligen 
und gefährlichen Verbrechern sowie dann angewendet 
werden, wenn bei Rückfalltätern alle früher angewand­
ten Mittel die Beachtung der Rechtsnormen nicht zu 
gewährleisten vermochten“4.
Diese Feststellung trifft vor allem auf vielfach vor­
bestrafte, asoziale Rückfalltäter zu. Diese Gruppe der 
Rückfalltäter wird dadurch gekennzeichnet, daß sie sich 
hartnäckig jeder positiven Beeinflussung durch die 
sozialistische Gesellschaft entziehen, unregelmäßig oder 
überhaupt nicht arbeiten und durch ihre Lebensfüh- 
rung in kurzen Intervallen mit unseren Strafgesetzen 
in Konflikt kommen. Untersuchungen beim Stadt­
bezirksgericht Berlin-Mitte haben gezeigt, daß in der 
Regel gegen solche Täter zu Recht mit unbedingten 
Freiheitsstrafen vorgegangen wird.

3 Sowjetskaja justizija 1961, Nr. 14, S. 3 ff. (russ.).
4 Streit, „Neue Maßstäbe für die Tätigkeit der Staatsanwalt­
schaft“, NJ 1963 S. 709.
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